
Forderungen für eine gute Zukunft der EU aus Sicht der Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen 2024-2029

Fiskalregeln: Schuldentragfähigkeitsanalyse 
dringend überarbeiten

Forderungen

•	•	 Gestaltung der EU-Fiskalregeln, dass essenzielle 
Zukunftsinvestitionen getätigt werden können: 
Investitionen, die heute nicht getätigt werden, 
führen zu hoher Belastung zukünftiger 
Generationen. Es verschlechtert sich die künftige 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung, die 
Wettbewerbsfähigkeit und die Chancen auf die 
Erreichung der Klimaziele.

•	•	 Schuldentragfähigkeitsanalyse: 
1. Beschränkung auf ein normales Szenario
2. Erstellung dieses Szenarios unter der Annahme, 
dass die Fiskalregeln auch in den folgenden 
Fiskalstrukturplänen eingehalten werden
3. Sofortige Umsetzung dieser Methodenänderung 
durch eine Einigung im Rat
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Hintergrund

Ein wesentliches Element der neuen Fiskalregeln 
ist die sogenannte Schuldentragfähigkeitsanalyse 
(englisch abgekürzt mit DSA). Sie entscheidet über 
die konkreten Konsolidierungsvorgaben an den 
jeweiligen Mitgliedstaat. Aktuell führt sie zu strikteren 
Vorgaben als für die Schuldentragfähigkeit notwendig 
wäre. Damit schränkt sie die Möglichkeiten zur 
Erfüllung anderer Ziele – wie dem Leitziel der 
nachhaltigen Entwicklung von Wohlstand und 
Wohlergehen – ein. Obwohl entscheidendes 
Element, sind ihre Berechnungsmethoden in der 
neuen Verordnung gar nicht direkt enthalten (nur ein 
Verweis auf einen Kommissionsbericht sowie die 
eingehendere Debatte für die 2. Runde an Plänen in 
einer einzurichtenden Arbeitsgruppe). Das eröffnet 
die Möglichkeit, sie auch unmittelbar im Rat wieder 
zu ändern.

Begründung und Argumente 

Für die Schuldentragfähigkeit ist es eine notwendige 
Bedingung, dass sich die Staatsschulden auf einem 
bewältigbaren Niveau langfristig stabilisieren. Dieses 
Niveau wurde in der EU in den frühen 1990 Jahren 
im Maastricht-Vertrag mit 60 Prozent des BIP 
festgelegt, also dem damaligen EU-Durchschnitt. 
Heute liegt der Euroraum-Schnitt zwar bei 90 % des 
BIP – aber niedriger als vor 12 Jahren, während er 
in den USA und China markant gestiegen ist. Dieser 
billionenschwere Unterschied bei der öffentlichen 
Nachfrage beeinträchtigt die Wettbewerbsfähigkeit 

der EU. Gleichzeitig stehen wir vor einem massiven 
Finanzbedarf zum Stopp der Erderhitzung. Eine raschere 
Rückführung der Staatsschuldenquote ist aktuell somit 
die falsche Priorität.

DSA schlägt Safeguards

Im Rat wurde ein Kompromiss gefunden, der in der 
Regel für Länder mit einer Staatsschuldenquote 
über 60 % des BIP ein strukturelles Defizit von 1,5 % 
des BIP als Ziel am Ende der Laufzeit der nationalen 
Konsolidierungspläne vorsieht. Als mittelfristiges Ziel ist 
das mehr als ausreichend für die Schuldentragfähigkeit, 
weil sich die Staatsschuldenquote selbst bei einem 
realen Wachstum von nur 0,5 Prozent pro Jahr  
langfristig unter 60 % des BIP  stabilisiert. 
Mit der DSA verschärft sich allerdings das Ziel auf 
strukturelle Überschüsse (ES, PT) bis max. 1,4  % des 
BIP Defizit (BE). Der Grund ist, dass die Kommission 
fordert, dass die Staatsschuldenquote in den auf den 
Plan folgenden 10 Jahren selbst dann zurückgehen 
muss, wenn sie ungünstige Szenarien unterstellt und 
die steigenden Demographie-Kosten voll einrechnet.  

Glaubwürdigkeit der Regeln geschwächt

Tatsächlich würden aber die Fiskalregeln verbieten, dass 
ein Folgeplan diesem Szenario entspricht, ohne dass 
Gegenmaßnahmen gesetzt werden. Es ist ein absurder 
Zirkelschluss, dass aktuell die Regeln verschärft 
werden, weil die Kommission gemäß ihrer Methode 
buchstäblich mit ihrer zukünftigen Nicht-Einhaltung 
rechnet. Gerade für die Glaubwürdigkeit der Regeln ist 
es wichtig, dass der Rat diese Methode sofort ändert, 
indem er eine Erfüllung des 1,5%-Safeguards (ohne DSA-
Übererfüllung) als ökonomisch begründete Abweichung 
anerkennt.
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